
Erster  Mai  2020  –  Wir  zahlen
nicht für Virus und Krise!
Diskussionsbeitrag von ArbeiterInnenmacht und REVOLUTION

Während im Mai Produktion und Schulen wieder anlaufen sollen, sollen am
Ersten Mai alle Kundgebungen und Demonstrationen untersagt bleiben. Ein
generelles Demo-Verbot lässt sich zwar bundesweit nicht mehr durchsetzen,
aber  die  Einschränkungen  laufen  faktisch  auf  das  Verbot  von
Massendemonstrationen hinaus, auch wenn die Menschen noch so sehr auf
Ansteckungsgefahr achten würden. In vielen Städten und Bundesländern wie
z. B. in Berlin droht selbst kleinen Aktionen massive Repression. Für uns –
und  wohl  auch  für  einen  großen  Teil  der  radikalen  Linken  oder
klassenkämpferischer Arbeiter_Innen und Gewerkschafter_Innen – stellt die
entscheidende  Frage  eigentlich  weniger  dar,  ob,  sondern  wie  und  mit
welcher  politischen  Stoßrichtung  wir  am  Ersten  Mai  aktiv  werden.  Die
bundesweite Diskussion zur Frage ist daher begrüßenswert – und auch, dass
eine Reihe von Gruppierungen und Bündnissen zur Aktion aufruft.

Besondere
Bedeutung kommt unserer Meinung nach dabei dem Aufruf der „Vernetzung
für kämpferische Gewerkschaften“ (VKG) zu. Nicht, weil dieser so
viel besser als andere wäre, sondern weil es von
politisch-strategischer Bedeutung für unsere zukünftigen Kämpfe
ist, dass wir die Auseinandersetzung in die Betriebe und
Gewerkschaften tragen.

Drohende Katastrophe

Über  vier  Millionen  Kurzarbeiter_Innen,  eine  tiefe  Rezession,  drohende
Massenentlassungen bei gleichzeitiger Überarbeitung im Gesundheitswesen
oder im Einzelhandel verdeutlichen, dass die aktuelle Krise des Kapitalismus‘
eine des Gesamtsystems, eine der gesamten Produktion und Reproduktion
darstellt. Natürlich sind schon heute die Schwächsten und Unterdrücktesten
(Geflüchtete,  Alte,  Kranke,  Frauen  aus  der  Arbeiter_Innenklasse,  …)  am
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härtesten betroffen. Die Ausgangssperren bewirken z. B. gleichzeitig auch
einen massiven Anstieg  häuslicher  Gewalt,  die  insbesondere  Frauen und
Kinder trifft.

Es ist absehbar, dass diese Krise die gesamte Klasse der Lohnabhängigen mit
extremer  Härte  treffen  wird  –  ob  nun  Facharbeiter_Innen  in  der
Großindustrie,  prekär  Beschäftigte  oder  die  noch  einigermaßen
„gesicherten“ Teile im öffentlichen Dienst. Die Kosten dieser Krise – und
damit die, die das Kapital und sein Staat uns aufhalsen wollen – werden viel
größer sein als 2008/2009 oder bei den Einschnitten durch die Agenda 2010.
Dies  wird  die  aktuellen  Probleme  noch  verstärken:  ob  Rechtsruck,
Umweltzerstörung,  Kriegsgefahr  oder  Angriffe  auf  Arbeitsrechte.

All jene, die dagegen Widerstand leisten wollen, befinden sich aktuell in einer
widersprüchlichen Lage.  Wir  alle  stehen nicht  nur vor dem Problem der
Einschränkung  unserer  Bewegungsfreiheit  und  der  Aushebelung
demokratischer Rechte. Wir stehen auch vor dem Problem, dass zur Zeit die
Regierung die öffentliche Meinung bestimmt. Merkel ist es – nicht zuletzt
mithilfe von SPD und DGB-Gewerkschaften – gelungen, eine Art nationalen
Schulterschluss  zu  inszenieren.  Praktisch  al le  Medien,  al le
Landesregierungen sowie die Führungen von Unternehmer_Innenverbänden
und  Gewerkschaften  unterstützen  ihn.  Im  Grunde  macht  auch  die
parlamentarische  Opposition  mit  –  einschließlich  großer  Teile  der
Linkspartei.

Das wird sicher nicht immer so bleiben. Schon heute stellen Teile der AfD
und  der  extremen  Rechten  das  auf  reaktionäre  Weise  in  Frage.  Auch
Unternehmer_Innenverbände fordern nicht nur Milliarden für das Kapital,
sondern  auch  die  Abschaffung  von  Rechten  der  Arbeiter_Innenklasse,
„Streichung“  des  Urlaubs  usw.

Gleichzeitig herrschen in der Arbeiter_Innenklasse und selbst in größeren
Teilen der Linken das Hoffen auf Staat und Sozialpartner_Innenschaft oder
Lähmung  und  Schweigen  vor.  Und  das,  obwohl  die  drohende  soziale,
gesellschaftliche Katastrophe durchaus klar sichtbar wird.



Wie Widerstand entfalten?

Angesichts
dieser Situation müssen wir am Ersten Mai die Frage ins Zentrum
rücken, wie wir den notwendigen Klassenwiderstand entfalten. Denn
wenn wir jetzt nicht anfangen, Widerstand aufzubauen, dann werden
seitens des Kapitals Fakten geschaffen. Dabei ist es jetzt unsere
Aufgabe, Antworten auf die aktuellsten Fragen zu geben: Wer
verhindert die Zwangsräumung, wenn man aufgrund von Kurzarbeit die
Miete nach August nicht zahlen kann? Wie retten wir die 40.000
Geflüchteten, die aktuell an der EU-Außengrenze auf den
griechischen Inseln zum Tode verurteilt werden? Wie wehren wir uns
gegen drohende Entlassungen und kommende Sparmaßnahmen?

Wir müssen jetzt anfangen, Antworten auf diese Fragen zu geben – auch als
kämpferische Minderheit,  um für  größere Teile  der  Lohnabhängigen und
Aktive sozialer Bewegungen sichtbar zu werden. Wir werden kämpferische
Arbeiter_Innen,  Schüler_Innen,  Migrant_Innen  nur  schwer  für  zukünftige
gemeinsame Aktionen und Bündnisse  gewinnen können,  wenn ihnen das
Abhalten einer Aktion oder Demonstration als Selbstzweck erscheint.

Die  Form  kann  vielmehr  flexibel  gehandhabt  werden.  Zum  Schutz  der
Teilnehmer_Innen sollten wir bei  Straßenaktionen (z.  B.  einer Demo) auf
Gesichtsmasken  und  Abstand  Halten  achten.  Das  folgt  aus  unserer
Verantwortung  für  die  Teilnehmer_Innen.  Aber  ein  Auftreten  ist  auch
notwendig,  um  den  Herrschenden  die  Scheindebatte  möglichst  zu
erschweren, dass Demos ein besonderes Gesundheitsrisiko darstellen würden
(während es Öffnungen von Betrieben und Schulen anscheinend nicht sind).

Entscheidend
ist jedenfalls der Inhalt, um den wir für den Ersten Mai
mobilisieren. Die drängendsten Fragen für Millionen Lohnabhängige
müssen dabei im Zentrum stehen. Wir schlagen folgende zentralen
Punkte/Forderungen für den Ersten Mai und für die Neuformierung
einer Anti-Krisenbewegung vor:



Gesundheit vor Profite!

–
Kostenlose Gesundheitsversorgung für alle – von Tests bis zur
Unterbringung in Krankenhäusern und Intensivmedizin. 500 Euro/Monat
mehr für alle Beschäftigten in den Pflegeberufen!

#stayathome

–
Keine Wiederöffnung der Unternehmen ohne Schutz- und Hygieneplan
unter Kontrolle der Beschäftigten!

–
Wir zahlen nicht für die Krise!

–
Gegen alle Entlassungen! 100 % Lohnfortzahlung für alle, die in
Kurzarbeit sind! Keine Aushebelung von Arbeitszeitbeschränkungen und
Arbeitsrecht!

–
Keine Milliarden-Geschenke für die Konzerne – massive Besteuerung
von Vermögen und Gewinnen! Entschädigungslose Enteignung der Banken
und des Großkapitals unter Kontrolle der Beschäftigten!

Keine Rendite mit der Miete!

–
Für das Aussetzen aller Miet- und Kreditzahlungen für die
arbeitende Bevölkerung! Enteignung der großen Immobilienkonzerne
wie Deutsche Wohnen, Vonovia und Co. Nutzung von Leerstand, um die
Räume Bedürftigen wie Geflüchteten und Obdachlosen zur Verfügung
zu stellen!

#leavenonebehind

–



Abschaffung von Lagersystemen und rassistischen Asylgesetzen: Offene
Grenzen und StaatsbürgerInnenrechte für alle!

Dafür
sollten wir am Ersten Mai aktiv werden. Wir sollten dabei
Demonstrationen und Kundgebungen möglichst dort organisieren, wo die
Menschen leben und arbeiten, die wir erreichen wollen. Das kann im
Kiez (wie in Berlin-Friedrichshain) sein, wir sollten aber unsere
Solidarität und Perspektive auch vor Unterkünften von Geflüchteten,
vor Kliniken und Krankenhäusern (natürlich nur in Absprache mit den
dort Untergebrachten oder Beschäftigten) zum Ausdruck bringen.

So
können wir den Ersten Mai zu einem Kampftag für unsere Forderungen
und zur Verteidigung demokratischer Rechte – einschließlich des
Streikrechts machen. Ein solches politisches Signal zielt darauf ab,
unmittelbar all jene zu vereinen, die beim nationalen Schulterschluss
von Kapital und Kabinett nicht weiter mitmachen wollen und die im
Betrieb, an der Schule, Uni und im Stadtteil eine neue
Anti-Krisenbewegung aufbauen wollen.


